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Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 6120.) Geſetz, betreffend die Gerichtsbarkeit der Konſuln. Vom 29. Juni 1865. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: a 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


ER 


N, Unſeren Konſuln ſteht die Gerichtsbarkeit zu, wenn fie in Ländern re⸗ 
ſidiren, in welchen ihnen durch Herkommen oder durch Staatsvertraͤge die Aus⸗ 
uͤbung der Gerichtsbarkeit geſtattet iſt. Der Konſulargerichtsbarkeit ſind alle 
in den Konſular⸗Jurisdiktionsbezirken wohnenden oder ſich aufhaltenden Preußen 
unnd Preußiſchen Schutzgenoſſen unterworfen. a 


* 


H. 2. 5 


Soweit dieſes Geſetz nicht etwas Anderes beſtimmt, oder ſoweit nicht 
Herkommen oder Staatsvertraͤge entgegenſtehen, umfaßt die Gerichtsbarkeit der 
Konſuln ſowohl die Civil⸗ als die ne beide in gleichem Um⸗ 
fange, wie fie den ordentlichen Kollegialgerichten der erſten Inſtanz (Kreis⸗ 
und Stadtgerichten) in denjenigen Landestheilen der Monarchie zuſtehen, in 
welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzes⸗ 
kraft haben. a 

i §. 3. 


Unter Konſul im Sinne dieſes Geſetzes iſt der Vorſteher eines General⸗ 
konſulats, Konſulats oder Vizekonſulats zu verſtehen. Im Falle der Abweſen⸗ 
heit oder Verhinderung des Vorſtehers wird deſſen Gerichtsbarkeit von ſeinem 
ordnungsmaͤßig berufenen Stellvertreter ausgeuͤbt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. Juli 1865. 


| §. 4. N f 
Die Jurisdiktionsbezirke der einzelnen Konſuln werden von dem Miniſter 
der auswaͤrtigen Angelegenheiten beſtimmt. ei 


H. 5. 5 3 


An dem Orte, wo eine Königliche Geſandtſchaft ihren Sitz hat, fowie 
in dem angrenzenden, von dem Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten zu 
beſtimmenden Bezirke ($. 4.), wird die Konſulargerichtsbarkeit ($$. 1. und 2.) 
in Ermangelung eines dort reſidirenden Konſuls von dem Kanzler der Geſand⸗ 
ſchaft als Delegirten der letzteren ausgeuͤbt. u 


H. 6, 


In Bezug auf die Befähigung, die Ernennung, die Dauer der Anſtellung, 
den Amtsverluſt, die Dienſtentlaſſung, die Verſetzung in den Ruheſtand und 
die Amtsſuspenſion der mit Gerichtsbarkeit verſehenen Konſuln und Kanzler 
der Geſandtſchaften gelten nicht die fuͤr die richterlichen Beamten, ſondern die 
fuͤr die Konſularbeamten und Geſandtſchaftskanzler beſtehenden Vorſchriften. 


Sea 


Die mit Gerichtsbarkeit verſehenen Konſuln und deren Stellvertreter 
haben den allgemeinen Staatsdiener⸗Eid zu leiſten. Sind dieſelben Auslaͤnder, 
fo werden fie dahin beeidigt, daß fie die Pflichten ihres Amtes unparteiiſch 
und gewiſſenhaft erfuͤllen wollen. 


H. 8. 5 

Die Gerichtsbarkeit wird von dem Konſul entweder allein oder durch 

das Konſulargericht ausgeuͤbt. Die Zuftändigkeit des Konſulargerichts tritt . 

nur in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen ein. Be: 
| H. 9. 7 

Das Konſulargericht beſteht aus dem Konſul als Vorſitzenden und zwei 1 6 

Beiſitzern, welche der Konſul aus den achtbaren Gerichtseingeſeſſenen oder in f 
Ermangelung ſolcher aus ſonſtigen achtbaren Einwohnern ſeines Bezirks ernennt. 

ll 


Die Beifiger werden am Anfang jeden Jahres fuͤr die Dauer deſſelben 9 
ernannt. Gleichzeitig find zwei oder mehrere Stellvertreter zu ernennen, welche 
fuͤr die Beiſitzer in Abweſenheit oder Verhinderungsfaͤllen eintreten. 
N CV / Ä 
Vor dem Antritt ihres Amtes werden die Beiſitzer und deren Se 5 
tre⸗ 


„„ 


treter dahin beeibigt, daß fie die Pflichten deſſelben unparteiſch und gewiffen- 
haft erfuͤllen wollen. 


1% 
Den Beiſitzern ſteht ein unbeſchraͤnktes Stimmrecht zu. 


§. 13. 


Iſt es nicht moͤglich, ein Konſulargericht zu berufen, ſo tritt der Konſul 
an Stelle deſſelben; es muͤſſen jedoch in einem ſolchen Falle die Gruͤnde, welche 
die Berufung des Konſulargerichts verhindert haben, von dem Konſul zu den 
Akten vermerkt werden. A 


§. 14. 


Die Konſuln ſind bei Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit der Aufſicht der ihnen 
vorgeſetzten Geſandtſchaften und in Ermangelung ſolcher, ſowie in letzter Inſtanz 
der Aufſicht der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten und der Juſtiz un⸗ 
terworfen, und zwar in demſelben Maaße, wie die inlaͤndiſchen Gerichte der 
Aufſicht des Juſtizminiſters. 


$. 18 


5 Jeder Konſul hat die Perſonen zu beſtimmen, welche in den zu ſeiner 
Gerichtsbarkeit gehoͤrigen Rechtsangelegenheiten die Funktionen der Rechtsanwalte 
aauszuuͤben haben. Ein Verzeichniß dieſer Perſonen iſt im gerichtlichen Geſchaͤfts⸗ 
lokale auszuhaͤngen. f et 
1 Gegen die Verfuͤgung des Konſuls, durch welche die Eintragung einer 

Perſon in das Verzeichniß abgelehnt oder ihre Loͤſchung in dem Verzeichniß 

angeordnet wird, findet die Beſchwerde an die Aufſichtsbehoͤrde (§. 14.) ſtatt. 


H. 16. 


Bei Beurtheilung der buͤrgerlichen Rechtsverhaͤltniſſe der der Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen iſt anzunehmen, daß in den Konſulats⸗ 
bezirken das Allgemeine Landrecht und die uͤbrigen Preußiſchen allgemeinen Ge⸗ 
ſetzbuͤcher nebſt den dieſelben abaͤndernden, ergänzenden und erlaͤuternden Be⸗ 
ſtimmungen gelten. In Betreff der handelsrechtlichen Verhaͤltniſſe kommt jedoch 
ziunaͤchſt das in den Konſulatsbezirken erweislich geltende Handelsgewohnheits⸗ 
reeht zur Anwendung. 5 


’ 1. 

Ruͤckſichtlich der ſtrafbaren Handlungen iſt anzunehmen, daß fuͤr die 
der Konſulargerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen das Strafgeſetzbuch vom 
14. April 1851. und die uͤbrigen in der Monarchie geltenden Strafgeſetze auch 
in den Konſulatsbezirken Geltung haben. Die für die Konſulatsbezirke er⸗ 
laſſenen Strafgeſetze der Landesregierungen bleiben außer Anwendung, in⸗ 
ſofern nicht durch Staatsvertraͤge oder Herkommen etwas Anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. 5 
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Jeder Konſul iſt befugt, für feinen Jurisdiktionsbezirk oder einen Thei 
deſſelben polizeiliche Vorſchriften mit verbindlicher Kraft fur die feiner Gerichts 
barkeit unterworfenen Perſonen zu erlaſſen, und die Nichtbefolgung derſelben 
mit Geldſtrafen bis zum Betrage von zehn Thalern zu bedrohen. i 
Dieſe Vorſchriften ſind ſofort in Abſchrift der vorgeſetzten Geſandt⸗ 


ſchaft und in Ermangelung derſelben dem Miniſter der auswaͤrtigen Angelegen⸗ 


heiten einzureichen. Sowohl der Geſandte als der Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten iſt befugt, die polizeilichen Vorſchriften des Konſuls außer 
Kraft zu ſetzen. f a a = 
Die Verkündung der polizeilichen Vorſchriften erfolgt in der im Kon⸗ 
ſulatsbezirk uͤblichen Weiſe und jedenfalls durch Aushang in dem gerichtlichen 
Geſchaͤftslokal des Konſuls. 8 . 


H. 18. 


Neue Geſetze erlangen in den Konſulatsbezirken Geſetzeskraft nach Ab⸗ 
lauf von ſechs Monaten, von dem Tage an gerechnet, an welchem das betreffende 
Stuͤck der Geſetz⸗Sammlung in Berlin ausgegeben worden iſt, infofern nicht das 
neue Geſetz eine andere Zeitbeſtimmung fuͤr den Anfang ſeiner Geltung in den 
Konſulatsbezirken oder die Beſtimmung einer ſpaͤteren Zeit fuͤr den Anfang 
ſeiner allgemeinen Geltung enthaͤlt. i d 


H. 19. 


Die von den Konſuln fuͤr die Gerichtshandlungen zu erhebenden Koſten 
und Gebuͤhren werden durch einen Tarif beſtimmt, welchen die Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten, der Juſtiz und der Finanzen zu erlaſſen haben. 

Dieſer Tarif darf keine höheren Saͤtze vorſchreiben, als die Gebuͤhren⸗ 
und Koſtengeſetze zulaſſen, welche fuͤr die im H. 2. bezeichneten Landestheile 
ergangen ſind. . s 8 


II. Beſtimmungen, betreffend das Verfahren bei Ausübung der 
1 Civilgerichtsbarkeit. 15 


F. 20. 5 


Bei Aushbung der Civilgerichtsbarkeit der Konſuln beſtimmt ſich ſowohl 
in Angelegenheiten der ſtreitigen, als der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit das 
Verfahren nach den fuͤr die in H. 2. bezeichneten Landestheile beftehenden Vor⸗ 
ſchriften, inſoweit dieſe nicht Einrichtungen und thatſaͤchliche Verhaͤltniſſe vor⸗ 
ausſetzen, welche in den Konſulatsbezirken fehlen. 20 c 


F. 21. . 


Es bleiben insbeſondere die Vorſchriften, welche die Mitwirkung der 
Staatsanwaltſchaft betreffen, außer Anwendung. Daſſelbe gilt von den auf 
die kollegialiſche Erledigung der Geſchaͤfte ſich beziehenden Vorſchriften, e 


— 685 — g a RT 
nicht die Zuſtändigkeit des Konſulargerichts (F. g.) begründet iſt. Die Zuſtaͤn⸗ 

digkeit des letzteren tritt ein fuͤr die muͤndliche Verhandlung und für die auf 
die muͤndliche Verhandlung zu erlaſſenden Entſcheidungen in Civilprozeßſachen 
mit Ausſchluß der Bagatellſachen. 


§. 22. e 


= Bei Prozeſſen, in welchen eine der Konſulargerichtsbarkeit nicht unter⸗ 
worfene Perſon als Partei betheiligt iſt, findet an Orten, wo es herkoͤmmlich 
iſt, auf Verlangen dieſer Partei die Verhandlung und Entſcheidung durch eine 
Kommiſſion ftatt, deren Zuſammenſetzung und deren Verfahren ſich durch das 
Herkommen beſtimmt. Das Erkenntniß der Kommiſſion bedarf der Beſtaͤti⸗ 
gung (Homologation) des Konſuls. Dieſer hat das Erkenntniß nur dann zu 
beſtäͤtigen, wenn er daſſelbe formell und materiell gerechtfertigt findet. Gegen 
das von dem Konſul beftätigte Erkenntniß finden dieſelben Rechtsmittel ſtatt, 
welche gegen die, von dem Konſul felbfiftändig erlaſſenen Erkenntniſſe ſtatt⸗ 


haft ſind. 


wn . rn an na 


§. 23. 


i Fuͤr die zur Zuſtaͤndigkeit der Konſuln gehörigen Civilſachen wird die 
Gerichtsbarkeit der zweiten Inſtanz von dem Appellationsgericht in Stettin, 
die der dritten und höchften Inſtanz von dem Obertribunal in Berlin in gleicher 
Art ausgeuͤbt, wie für die, zur Zuſtaͤndigkeit der im H. 2. bezeichneten Gerichte 
des Inlandes gehörigen Civilſachen. Es gilt dies insbeſondere von den Be⸗ 
ſchwerden und Rechtsmitteln, inſoweit in den nachſtehenden Paragraphen nicht 
etwas Anderes beſtimmt iſt. 5 
N $. 24. 


: Die auf die Friſten und das Verfahren fuͤr die Rechtsmittel in ſchleuni⸗ 
gen Sachen ſich beziehenden Vorſchriften, mit Ausnahme der Vorſchriften über 
die Anmeldungsfriſt, bleiben außer Anwendung. Es ſind mit dieſer Ausnahme 
die Vorſchriften uͤber die Friſten und das Verfahren fuͤr die Rechtsmittel in 
nicht ſchleunigen Sachen auch auf die ſchleunigen Sachen anwendbar. 5 


H. 25. 


Dias Rechtsmittel der Appellation iſt bei dem Konſul nicht allein anzu⸗ 
melden, ſondern auch innerhalb der geſetzlichen Friſt (H. 17. der Verordnung 
vom 21. Juli 1846., Geſetz-Samml. ©. 291.) einzuführen und zu recht⸗ 
fertigen. 405 ie 

H. 26, 


* Nach dem Eingang der Einfuͤhrungs⸗ und Rechtfertigungsſchrift beſchließt 

der Konſul uͤber die Zulaſſung des Rechtsmittels. Wird daſſelbe von ihm 
zbauruͤckgewieſen, fo findet gegen die zuruͤckweiſende Verfuͤgung Beſchwerde nach 
den Beſtimmungen des K. 34. der Verordnung vom 21. Juli 1846. ſtatt. 
Haͤlt der Konſul die Zulaſſung des Rechtsmittels für gerechtfertigt, fo erlaͤßt 
Gr. 6120) i : er 


er die Aufforderung an den Appellaten, binnen der geſetzlichen Friſt die Beant⸗ 
wortung der Appellation bei ihm einzureichen (§. 20. der Verordnung vom 
21. Juli 1846. ). e „„ 5 5 


. 


Wenn der Konſul bei der Prüfung der Schriftſaͤtze eine von der einen 
oder anderen Partei beantragte neue Beweisaufnahme erheblich findet, ſo kann 
er dieſelbe durch einen Vorbeſcheid anordnen und nach den für das Verfahren 
in erſter Inſtanz beſtehenden Vorſchriften bewirken. 


§. 28. 


Wird eine Beweisaufnahme nicht beantragt, oder von dem Konſul nicht 
fuͤr angemeſſen erachtet, oder iſt dieſelbe beendigt, ſo uͤberſendet er die Akten 
an das Gericht zweiter Inſtanz und ſetzt hiervon gleichzeitig die Parteien 
in Kenntniß. 


§. 29. 


Jede Partei hat zu den Akten ohne vorherige Aufforderung eine im In⸗ 
lande wohnende Perſon zu bezeichnen, oder die Zuordnung eines Offizial⸗An⸗ 
waltes zu beantragen, welcher zur Empfangnahme der fuͤr ſie beſtimmten Ver⸗ 
fugungen und Ladungen des Gerichts zweiter Inſtanz berechtigt fein ſoll, 

Der Partei, welche weder eine ſolche Anzeige erſtattet, noch bei dem 
Gericht zweiter Inſtanz zu ihrer Vertretung einen Bevollmaͤchtigten beſtellt, 
noch die Zuordnung eines Offizial-Anwaltes beantragt hat, werden die fuͤr ſie 
beſtimmten Verfuͤgungen und Ladungen des Gerichts zweiter Inſtanz mittelſt 
Aushanges im Geſchaͤftslokal dieſes Gerichts wirkſam zugeſtellt. 


$. 30. 4 


Nach Eingang der Akten wird von dem Gericht zweiter Inſtanz ſofort | 
der Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt. 


H. 31. | 


Die geſetzlichen Friſten, innerhalb welcher das Rechtsmittel der Reviſion 
und Nichtigkeitsbeſchwerde bei dem Obertribunal einzufuͤhren und zu recht⸗ 
fertigen iſt, ſowie diejenigen, innerhalb welcher die Reviſion und Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zu beantworten ſind, werden verlaͤngert: 5 


) um zwei Monate, wenn das Konſulat in Europa ſeinen Sitz hat; 


2) um vier Monate, wenn es in einem Kuͤſtenlande von Aſien oder Afrika 
längs des Mittellaͤndiſchen oder Schwarzen Meeres oder auf einer dazu 
gehoͤrigen Inſel ſeinen Sitz hat; N 

3) um ſechs Monate, wenn der Sitz deſſelben in einem anderen außer⸗ 
europaͤiſchen Lande ſich befindet. 5 35 
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H. 32. N 2 8 
Wenn fuͤr die Partei, welche die Reviſion oder Nichtigkeitsbeſchwerde 
zu beantworten hat, weder eine Beantwortung eingereicht, noch anderweit ein 
zur Prozeßpraxis bei dem Obertribunal befugter Rechtsanwalt als ihr Bevoll⸗ 
mächtigter zu den Akten legitimirt ift, fo werden ihr die für fie beſtimmten 
Verfuͤgungen und Ladungen des Obertribunals mittelſt Aushanges im Ge⸗ 
ſchaͤftslokale des letzteren wirkſam zugeſtellt. 


$. 33. 


Iſt der gegen ein Erkenntniß des Konſuls angebrachte Rekurs rechtzeitig 
eingelegt und das Rechtsmittel dem Gegenſtande nach zulaͤſſig ($. 8. des Ge⸗ 
ſetzes vom 20. März 1854., Geſetz-Samml. S. 115.), fo wird die Rekurs⸗ 
beſchwerde von dem Konſul dem Gegentheil mit der Aufforderung mitgetheilt, 
binnen vierzehn Tagen die Beantwortung bei ihm einzureichen oder zu Protokoll 
zu geben. Die Einſendung der Akten an das Gericht zweiter Inſtanz erfolgt 
erſt nach Eingang der Beantwortung oder nach Ablauf der vierzehntaͤgigen Friſt. 
= Bei dem Gericht zweiter Inſtanz findet die Anberaumung eines Termines 
zur Anhörung der Parteien und zur Verkuͤndung der Entſcheidung nicht ſtatt. 


H. 34. 


5 In denjenigen Faͤllen, in welchen eine Beſchwerde binnen einer beſtimmten 
Friſt bei dem Gericht der höheren Inſtanz angebracht werden muß, kann die 
Anbringung derſelben innerhalb der geſetzlichen Friſt auch guͤltig bei dem 
Konſul erfolgen. 


III. Beſtimmungen, betreffend das Verfahren bei Ausübung der 
Strafgerichtsbarkeit. 


$. 35. 


Bei Ausübung der Strafgerichtsbarkeit der Konſuln beftimmt ſich das 
Verfahren, ſoweit nicht nachſtehend ein Anderes angeordnet iſt, ſowohl in Be⸗ 
treff der Fuͤhrung der Unterſuchungen, als der Abfaſſung und Vollſtreckung der 
Erkenntniſſe gleichfalls nach den fuͤr die im H. 2. bezeichneten Landestheile be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften. 


$. 36. 


. Die Konſuln ſind zur Verfolgung der ſtrafbaren Handlungen von Amts⸗ 

wegen verpflichtet; ſie haben ſich in dieſer Hinſicht nach den Vorſchriften der 
Allgemeinen Kriminalordnung vom 11. Dezember 1805., inſonderheit nach den 
N Beſtimmungen über die geſetzlichen Veranlaſſungsgruͤnde einer Unterſuchung 105 
Gr. 6120.) rich⸗ 


richten. Die Beſtimmungen, welche die Beſtrafung von dem Antrage e 
ivatperfon abhaͤngig machen, werden hierdurch nicht berührt. Be 
Die Vorſchriften, welche auf die Zuziehung der Staatsanwaltſchaft ſich 
beziehen oder dieſelbe vorausſetzen, bleiben in allen, bei den Konſuln anhaͤngigen 
Unterſuchungen außer Anwendung. Ä 


9.37. 


Der verhaftete Angeſchuldigte kann ſich von dem Augenblick ſeiner Ver⸗ 
haftung an eines Vertheidigers aus der Zahl der im F. 15. erwähnten Per⸗ 
ſonen bedienen. Ein ſolcher Vertheidiger iſt befugt, ſchon waͤhrend der Vo 
unterſuchung ſich ohne Beiſein einer erichtsperſon mit dem Angeſchuldigten 
zu beſprechen und den gerichtlichen Unterſuchungsverhandlungen beizuwohnen. 


— 


§. 38. | 


Das uͤber den Hergang in der Hauptverhandlung aufzunehmende Protokoll 
iſt vor der Entſcheidung in Gegenwart des Angeklagten und ſeines Vertheidi⸗ 
gers vorzuleſen. Ingleichen muß jeder bei der Hauptverhandlung vernommenen 
Perſon ihre Ausſage unmittelbar nach der Protokollirung derſelben vorgeleſen 
werden. Bei der Verleſung find die Betheiligten mit Erklaͤrungen und Anträgen 
um Zweck der Berichtigung und Ergaͤnzung des Protokolls zu hoͤren. Die 
geſchehene Verleſung iſt im Protokoll zu vermerken. 


H. 39. 


Wenn fuͤr die ſtrafbare Handlung nach den im $. 35. erwähnten Geſetz 
die Zuſtändigkeit der Einzelrichter begruͤndet iſt, fo erfolgt die Unterſuchung u 
Entſcheidung durch den Konſul nach den für das Unterſuchungsverfahren durch 
Einzelrichter beſtehenden Vorſchriften. 


H. 40. ; x 


Iſt die firafbare Handlung ein zur Zuſtaͤndigkeit der Gerichtsabtheilungen 
gehöriges Verbrechen oder Vergehen, fo erfolgt die Unterſuchung und Entſchei⸗ 
dung durch das Konſulargericht (§. 9.) nach den für das Unterſuchungsverfahren 
durch Gerichtsabtheilungen beſtehenden Vorſchriften. N 


H. 41. 


Haͤlt das Konſulargericht eine gerichtliche Verfolgung fuͤr geſetzlich b 
gründet, fo verordnet es die gerichtliche Vorunterſuchung, welche von dem Konſul 
gefuͤhrt wird. Der muͤndlichen Verhandlung vor dem Konſulargericht muß in 
er Vorunterſuchung eine Vernehmung des Angeſchuldigten vorhergehen, bei 
welcher ihm der Gegenſtand der Anſchuldigung und der Inhalt der erhobenen 
Beweiſe mitzutheilen iſt. : RR 
$ 42. 


Iſt der Angeſchuldigte ein Preuße, welcher ſich nur voruͤbergehend 


Auslande aufhält, fo ift der Konſul in den Fällen der H§. 39. und 40, 
ſeofern der Angeſchuldigte nicht widerſpricht, befugt und, wenn der Angeſchul⸗ 
digte es verlangt, verpflichtet, die Sache zur Einleitung des Hauptverfahrens 
und Abfaſſung des Erkenntniſſes dem zuſtaͤndigen Gericht des Inlandes, 
und, wenn es an einem ſolchen fehlt, dem Kreisgericht in Stettin zu 
uͤberweiſen. 
Die Ueberweiſung geſchieht nach Abſchluß der Vorunterſuchung, welche 
in einem ſolchen Falle auch wegen der im H. 39, bezeichneten ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen einzuleiten iſt. 


$. 43. : 


Iſt die ſtrafbare Handlung ein der ſchwurgerichtlichen Kompetenz unter⸗ 
liegendes Verbrechen, ſo hat der Konſul nur die zur ſtrafrechtlichen Verfol⸗ 
gung erforderlichen Sicherheitsmaaßregeln zu treffen und geeigneten Falls die 
Vorunterſuchung zu führen. Das weitere Verfahren, insbeſondere die etwa 
erforderliche Vervollſtaͤndigung der Vorunterſuchung, ingleichen das Haupt⸗ 
verfahren, gehört vor das zuſtaͤndige Kreis- und Schwurgericht des In⸗ 


landes und, wenn es an einem folchen fehlt, vor das Kreis- und Schwur⸗ 


gericht in Stettin. 
1 | $. 44. 
Wenn der Angeſchuldigte ein Schutzgenoſſe iſt, welcher einem anderen 
Staate als Unterthan angehoͤrt, ſo kann er in allen Fällen (§§. 39. 40. 43.) 


der 1 dieſes Staates zur Unterſuchung und Beſtrafung uͤberwieſen 
werden. 


$. 45. 

In Bezug auf die zur Kompetenz des Kammergerichts gehörigen 

SEtaatsverbrechen bewendet es bei dem Geſetze vom 25. April 1853. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 162.). i 

| $. 46. 


Gegen die von den Konſuln in Unterſuchungen wegen Uebertretung er⸗ 
laſſenen Erkenntniſſe findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 


H. 47. 


In allen anderen Faͤllen ſteht dem Angeklagten gegen das Erkenntniß 
des Konſuls oder des Konſulargerichts das Rechtsmittel der Appellation zu. 


$. 48. a 


Ruͤckſichtlich der Friſt, innerhalb welcher das Rechtsmittel anzumelden und 
zu. rechtfertigen iſt, und ruͤckſichtlich der Foͤrmlichkeiten der Anmeldung und 
Rechtfertigung gelten die Beftimmungen in den Hö, 126. bis 129. der Verord⸗ 
nung vom 3. Januar 1849. (Geſetz-Samml. S. 37.). 

Jahrgang 1865. (Nr. 6120.) 4 90 H. 49. 


Wenn der Konſul die, von den Angeklagten zur Rechtfertigung de 

Appellation angebrachten neuen Thatſachen und Beweiſe fuͤr erheblich erachtet 
ſo hat er die Beweisaufnahme in den Formen des ſchriftlichen Verfahrens ſo 
weit zu bewirken, als dieſelbe im Konſulatsbezirke erfolgen kann. Dem An 
geklagten oder deſſen Vertheidiger iſt die angeordnete Beweisaufnahme befan 


zu machen und ihm die Anweſenheit dabei zu geſtatten. a 


$. 50. i 


Auf die Appellation wird von dem Appellationsgericht in Stettin au 
Grund der Akten erkannt. Die Entſcheidung erfolgt durch eine aus fuͤnf Mit⸗ 
gliedern beſtehende Abtheilung, nachdem vor derſelben unter Zuziehung eines 
Gerichtsſchreibers ein muͤndliches Schlußverfahren ſtattgefunden hat. 8 


H. 51. 


Vor Einſendung der Akten an das Gericht zweiter Inſtanz erfordert 
der Konſul die Erklärung des Angeklagten, ob er in den höheren Inſtanzt 
ſeine Rechte in Perſon wahrnehmen, oder ſich durch einen Vertheidiger ver 
treten laſſen wolle. Im letzteren Falle iſt die Perſon des Vertheidigers vd 
dem Angeklagten zu bezeichnen. Er kann auch beantragen, daß ihm von de 


Gericht zweiter Inſtanz ein Vertheidiger von Amtswegen beſtellt werde. Went 


er verhaftet iſt, ſo ſteht ihm nur das Recht zu, durch einen Vertheidiger ſich 
vertreten zu laſſen. 5 1 


* 


$. 52. 


Nachdem die Akten bei dem Gericht zweiter Inſtanz eingegangen ſind 
beſtimmt daſſelbe einen Termin zum mündlichen Schlußverfahren. Zu dem 
Termine iſt der bei dem Gericht zweiter Inſtanz angeſtellte Ober⸗Staatsanwal 


= zuzuziehen und der Angeklagte oder der von Diefem ernannte oder ihm 


Amtswegen zu beſtellende Vertheidiger vorzuladen. In Ermangelung eine 
Vertheidigers, oder wenn der von dem Angeklagten ernannte Vertheidiger nich 
am Orte des Gerichts wohnt, erfolgt die Vorladung der Angeklagten mittel 


Aushanges im Geſchaͤftslokal des Gerichts. 


$. 53. 


Fe Bei dem mündlichen Schlußverfahren giebt zuerft ein aus der Zahl 
Geerichtsmitglieder zu ernennender Referent auf Grund einer ſchriftlichen Re 
llation muͤndlich eine Darſtellung der bis dahin ſtattgefundenen Verhandlungen 
Hierauf wird der Angeklagte mit ſeinen Beſchwerden, und der Ober⸗ 
Staatsanwalt mit feinen Gegenerklaͤrungen gehört. 5 . 


e H. 94, Be > 
Das Gericht zweiter Inſtanz iſt bei der Abfaſſung des Erkenntniſſes a 
> 3 Me 


BR JJ 0 ee 

ie thatfächlichen Feſtſtellungen des erſten Richters nicht gebunden; es hat 
unabhaͤngig von denſelben in den Entſcheidungsgruͤnden der Vorſchrift des 
Art. 31. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. (Geſetz⸗Samml. S. 209.) zu genügen. 
Hält es eine Beweisaufnahme für noͤthig, fo verordnet es die Erhebung des 
Beweiſes im ſchriftlichen Verfahren (F. 49.). Nach Eingang der Beweisver⸗ 
handlungen iſt ein neuer Termin zum muͤndlichen Schlußverfahren anzuſetzen. 

i Das Gericht zweiter Inſtanz kann jedoch die Vernehmung von Zeugen im 
Schlußtermin ſelbſt veranlaſſen, wenn dieſes ohne erheblichen Zeit⸗ und Koſten⸗ 
aufwand ausfuͤhrbar iſt. 

5 Iſt das Urtheil in Abweſenheit des Angeklagten verkuͤndet, ſo ſind in 
Bezug auf die Zuſtellung deſſelben die Beſtimmungen des H. 52. maaßgebend. 


H. 55. 


Inſoweit aus den vorſtehenden Paragraphen ſich nicht ein Anderes er⸗ 
giebt, finden auf das Appellationsverfahren diejenigen Vorſchriften Anwendung, 
welche in den im H. 2. bezeichneten Landestheilen für das Appellationsverfahren 
in Strafſachen gelten. 

§. 36. 


Gegen das Erkenntniß des Appellationsgerichts in Stettin ſteht ſowohl 
dem Angeklagten als dem Ober⸗Staatsanwalt das Rechtsmittel der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zu. Die letztere iſt bei dem Appellationsgericht anzumelden, zu 
begruͤnden und zu beantworten. Im Uebrigen gelten in Betreff des Rechts⸗ 
mittels alle mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes vereinbaren Vorſchriften, 
welche in den gedachten Landestheilen fuͤr das Rechtsmittel der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde in Strafſachen beſtehen. 


$. 57. 


Beſchwerden gegen Verfügungen der Konſuln und Konſulargerichte in 
Strafſachen folgen dem Inſtanzenzuge der gegen Erkenntniſſe in den betreffenden 
Sachen zulaͤſſigen Rechtsmittel. Iſt die Verfuͤgung in einer Sache erlaſſen, 
in welcher nach H. 42. das Kreis⸗ und Schwurgericht in Stettin zuſtaͤndig iſt, 
ſo geht die Beſchwerde zunaͤchſt an das Appellationsgericht in Stettin. Eine 
weitere Beſchwerde an das Obertribunal iſt zulaͤſſig, wenn die Verfuͤgung aus 
Rechtsgruͤnden angefochten wird. i i ä 
. Wenn die Beſchwerde binnen einer beſtimmten Friſt bei dem Gericht der 

hoͤheren Inſtanz angebracht werden muß, ſo kommt die Vorſchrift des H. 34. 
zur Anwendung. 


IV; Schlußbeſtimmungen. 


$. 58. 


Die Beſtimmungen uͤber die Militairgerichtsbarkeit werden durch dieſes 
Geſetz nicht beruͤhrt. 
Gr. 6120-6121.) 900 §. 59. 


Dias Geſetz tritt für alle Konſulatsbezirke am 1. Januar 1866. in Kraft, 
Alle vor dieſem Zeitpunkte durch Inſinnation der Klage anhaͤngig ge⸗ 
wordenen Civilprozeſſe und alle vor dieſem Zeitpunkte durch Eröffnung der foͤrm 
lichen Unterſuchung anhaͤngig gewordenen Strafſachen werden in dem bisherigen 
Verfahren durch alle nach demſelben zulaͤſſigen Inſtanzen zu Ende gefuͤhrt. 


$. 60. 


Unſere Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten und der Juſtiz haben 
die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem i 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Carlsbad, den 29. Juni 1865. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Bismard-Schönhaufen v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Be Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6121.) Statut für die Entwaͤſſerungs-Genoſſenſchaft zu Trzebiatkow im Kreiſe Buͤtow. 
f i Vom 31. Mai 1865. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, Behufs Melioration der Bruch- und Seegrundſtuͤcke auf der Feld⸗ 

mark Trzebiatkow, im Kreiſe Buͤtow, nach Anhörung der Betheiligten, auf 
Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. und des 
Artikels II. des Geſetzes vom 11. Mai 1853., was folgt: 


MR 2 
Die Eigenthuͤmer der um den Biesne-, großen und kleinen Nalett 
Tietzne⸗ und Bagne⸗See belegenen Bruchgrundſtuͤcke auf der Feldmark 2% 
biatkow werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um die bezeichneten Grun 
ſtuͤcke trocken zu legen und durch Ablaſſung dieſer Seen nutzbare Grundſti 


5 


aus dem Seegrunde zu gewinnen und alle hierzu erforderlichen Anlagen neu 
zu fertigen und zu unterhalten. | g 


H. 2. 


Die zur Genoſſenſchaft gehoͤrigen Grundſtuͤcke werden in einem Kataſter 
verzeichnet, welches von der Regierung in Coͤslin ausgefertigt wird. 


H. 3. 
Die Genoſſenſchaft hat ihren Gerichtsſtand bei dem Kreisgericht zu Buͤtow. 


H. 4. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietaͤtsdirektor. Derſelbe 
leitet die Verwaltung und vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten, 
auch dritten Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber, in und außer Gericht. Er 
hat insbeſondere: 


1) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen zu veranlaſſen und die⸗ 
ſelben zu beaufſichtigen; 


2) die Koſtenbeitraͤge auszuſchreiben, von den Saͤumigen im Wege der 
adminiſtrativen Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf die Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe anzuweiſen und die Kaſſe zu revidiren; 


3) den Schriftwechſel fuͤr die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen; 


4) die Beſchluͤſſe des Vorſtandes auszuführen. 


H. 3. 


Sozietaͤtsdirektor ſoll in der Regel der Landrath des Kreiſes Buͤtow fein; 
doch kann die Regierung in Coͤslin auch einen anderen Ssozietaͤtsdirektor er⸗ 
nennen, wenn ihr das im Intereſſe der Genoſſenſchaft nuͤtzlich erſcheint. Dem 
Direktor wird ein Vorſtand von vier Mitgliedern beigeordnet, welcher unter 
dem Vorſitz des Direktors nach Stimmenmehrheit der Anweſenden verbindende 
Beſchluͤſſe fuͤr die Genoſſenſchaft zu faſſen und den Direktor in ſeiner Ge⸗ 
ſchaͤftsfuͤhrung zu unterſtuͤtzen hat. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme 
des Sozietaͤtsdirektors den Ausſchlag. 

Zu einem guͤltigen Beſchluſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens drei 
Vorſtandsmitgliedern erforderlich. Der Sozietaͤtsdirektor iſt befugt, ſich einen 
Stellvertreter aus den Mitgliedern des Vorſtandes zu ernennen. 

Ein Vorſtandsmitglied hat die Genoſſenſchaftskaſſe zu verwalten und 
daruͤber Rechnung zu legen. Der Direktor beruft den Vorſtand nach Beduͤrfniß, 
jaͤhrlich wenigſtens ein Mal. 


Der Vorſtand beſteht zunaͤchſt: 


1) aus dem Gutsantheilsbeſitzer Auguſt von Fiſcher; 5 
(Nr. 6121.) 2) aus 


D aus dem Gutsantheilsbeſtzer Albert von Tesmar; = 
3) aus dem Schulzen Auguſt von Malottki zu Trzebiatkow; 
4) aus dem Koloniften Adolph Tyſall zu Klein-Maſſowitz. 


f Beim Ausſcheiden des einen oder des anderen Mitgliedes ergaͤnzt ſich 
der Vorſtand aus der Zahl der Genoſſen durch eigene Wahl. 


* 


F. 6. 


Der Genoſſenſchaft liegt ob, die Senkung des Biesne⸗, großen und kleinen 
Naletten⸗ und Bagne⸗ Sees, ſowie die Trockenlegung der angrenzenden Bruͤcher 
auszuführen nach dem Koſtenanſchlage des Baumeiſters Schoͤnwald vom 
21. Mai 1864. Nr. II. und III., vorbehaltlich der Abaͤnderungen, welche etwa 
bei der ſpeziellen Ausführung ſich als nothwendig ergeben und von ber Landes⸗ 
polizeibehoͤrde genehmigt werden. f 


8 


Zu den Koſten der Vorarbeiten, der Ausfuͤhrung und der Unterhaltung 
der gemeinſchaftlichen Anlagen traͤgt jeder Genoſſe vorlaͤufig nach der Groͤße 
der zur Genoſſenſchaft gehörigen Grundſtuͤcke bei. 5 

Die definitive Ausgleichung der Koſten erfolgt nach geſchehener Aus⸗ 
fuͤhrung der Entwaͤſſerungsanlagen nach Verhaͤltniß des Vortheils, welcher 
jedem Genoſſen an ſeinen Grundſtuͤcken erwaͤchſt. Der Vortheil wird durch 
Sachverſtaͤndige feſtgeſtellt. Zu dieſen werden zwei unbetheiligte Kreisverordnete 
von der Regierung zu Coͤslin beſtimmt. Das von den Sachverſtaͤndigen ent 
worfene Kakaſter wird den Betheiligten durch den Kreis⸗Landrath bekannt ge⸗ 
macht durch Auslegung bei dem Schulzen zu Trzebiatkow. Binnen vier Wochen 
nach erfolgter Auslegung koͤnnen Einwendungen dagegen bei dem Kreis⸗Land⸗ 
rath angebracht werden. Dieſelben werden von den obengedachten Sachver⸗ 
ſtaͤndigen unter Leitung des Kreis⸗Landrathes und der Berheiligten an Ort und 
Stelle gepruft und begutachtet, worauf die Regierung in Coͤslin im Mangel 
der Einigung uͤber die Beſchwerden entſcheidet. Binnen ſechs Wochen nach 
der Bekanntmachung der Entſcheidung der Regierung iſt Rekurs dagegen an 
den Miniſter fr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zulaͤſſig. 3 


Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derſelben den 3 : 


Beſchwerdefuͤhrer. 


H. 8. 


Die Beiträge werden von den Genoſſen ſpäteſtens vierzehn Tage nach 
der Ausſchreibung baar gezahlt und Ruͤckſtaͤnde ebenſo, wie dies bei oͤffentlichen 
Laſten geſchieht, durch Vermittelung der Verwaltungsbehoͤrden exekutiviſch ein⸗ 
gezogen. Dieſe Exekution findet auch gegen den Pächter, Nießbraucher und 
andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤckes ſtatt, vorbehaltlich des Regreſſes 
gegen den eigentlich Verpflichteten. Die Beitragspflicht ruht auf den zur Ge⸗ 
noſſenſchaft gehörigen Grundſtücken, ift unabloͤslich und den offentlichen Laſten 

gleich zu erachten und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. s 1 


3 3 z H. 9, 5 
Die Grenzfeſiſtellung des Biesne-, des großen und kleinen Naletten⸗, 
Tietzne und Bagne⸗Sees ſoll vor der Ablaſſung erfolgen. 5 
Die hierdurch entſtehenden Koſten traͤgt die Genoſſenſchaft. 


F. 10. 


2 Die Gräben, Triften und Brücken, welche außer den veranſchlagten ge⸗ 
meinſamen Anlagen zur Nutzbarmachung der Grundſtuͤcke der Genoſſenſchaft 
erforderlich ſind, hat jeder Genoſſe auf ſeinem Grundſtuͤcke auf eigene Koſten 
anzulegen und zu unterhalten. Grenzgraͤben und Grenzbruͤcken werden von den 
Nachbarn zu gleichen Theilen angelegt und unterhalten. Das hierzu erforder⸗ 
liche Terrain wird von denſelben aus ihren Grundſtuͤcken zu gleichen Theilen 
unentgeltlich hergegeben. Die Koſten der Einrichtung der entwäſſerten Grund⸗ 
ſtücke zu Wieſen oder ſonſt nutzbarem Lande trägt jedes Mitglied der Genoſſen⸗ 
ſchaft auf ſeinen Grundſtuͤcken ebenfalls allein. g N 


. 1 


: Jedes Mitglied der Genoſſenſchaft giebt den zur Anlage der Ent⸗ 
wäſſerungsgraͤben erforderlichen Grund und Boden aus ſeinen Grundſtuͤcken in 
der Regel unentgeltlich her. Sollte indeß der Landverluſt nicht angemeſſen 
durch die Nutzung des an den Grabenborden wachſenden Graſes oder ſonſtige 
beſondere Vortheile erſetzt werden, ſo iſt auf Erfordern billige Entſchaͤdigung 
zu gewähren. Imgleichen raͤumen ſich die Genoſſen gegenſeitig die Weges 
ſeroitut inſoweit ein, als dieſelbe nach dem Ermeſſen des Borftandes zur Me⸗ 
lioration und Benutzung der Grundſtuͤcke nothwendig iſt. nz 


§. 12. 


= Die Genoſſenſchaft ift befugt, ſoweit dies zur Ausfuͤhrung der Ent⸗ 
wäfferungsanlagen, reſp. der Ablaſſung des Biesne⸗, des großen und kleinen 
Naletten⸗, des Tietzne⸗ und Bagne⸗Sees erforderlich iſt, die Abtretung des 
Grund und Bodens, die Einraͤumung einer Servitut, oder die voruͤbergehende 
Benutzung von Grundſtuͤcken gegen Entſchadigung nach dem Geſetze vom 
15. November 1811. zu verlangen. 


H. 13. 5 


1 Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Genoſſenſchaft 

über das Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 

\ von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, 
auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 

entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden 
alle anderen Streitigkeiten, welche gemeinſame Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder Beeintraͤchtigung des einen oder anderen Genoffen betreffen, von dem 
Gr. 6121.) So⸗ 


 Sopierdtäbirektor und dem Vorſtande der Genossenschaft nach Mehrheit d 


er Stimmen entſchieden. 


Gegen dieſe Entſcheidung ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schied 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, vom Tage der Bekanntmachung dei 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietaͤtsdirektor angemeldet ſein muß. De 
unterliegende Theil traͤgt die Koſten des Verfahrens. Ein weiteres Rechts 
mittel findet nicht ſtatt. = 
Das Schiedsgericht befteht aus drei bei der Sache nicht betheiligten 
Kreisverordneten, deren Ernennung durch die Regierung in Coͤslin erfolgt. 


$. 14. 


Die Genoſſenſchaft ſteht unter Oberaufſicht des Staates, die von der 
Regierung zu Coͤslin und dem Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten ausgeuͤbt wird nach den Vorſchriften dieſes Statuts und den Regeln 
fuͤr die Gemeindeverwaltung. : 


$. 15, | 
Abaͤnderungen des Statuts bedürfen der landesherrlichen Genehmigung. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck 
tem Königlichen Inſiegel. „ 


Gegeben Berlin, den 31. Mai 1865. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. v. Selchow 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). j 


